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�GGiieeßßeenn  -- „Der Klimawandel
wird auch an Gießen nicht

vorbeigehen. Der vergangene
Sommer ist ein Vorgeschmack
auf das, was sich zukünftig öfter
zeigen wird. Angesichts der star-
ken Nachverdichtung der Innen-
stadt mit immer mehr Wohnge-
bäuden wird sich das Stadtklima
negativ verändern. Hohe Tempe-
raturen, Hitzewellen und starke
Temperaturschwankungen in-
nerhalb kurzer Zeit gefährden zu-
nehmend die Gesundheit der
Menschen“, warnt der Mieterver-
ein Gießen. „Die Einsetzung ei-
nes Klimabeauftragten, der zu-
künftige Bauprojekte auf deren
Klimaverträglichkeit prüfen soll,
wäre sinnvoll. Zusätzlich sollte
diese Stelle die Aufgabe erhalten,
den CO2-Fingerabdruck der Stadt
zu senken, indem Vorschläge für
Grün- und Ausgleichsflächen ge-
macht werden.“
Der extremen Hitzeentwicklung
in dicht bebauten Städten könn-
ten Schneisen entgegenwirken,
die frische Luft aus dem Umland
in die Stadt leiten, und Grünanla-
gen als Inseln, die das Klima ab-
kühlen. Diese grünen Lungen
produzieren Sauerstoff, filtern
Feinstaub und Schadstoffe und
verbessern so das Klima in der
Umgebung. Allerdings nehme
die Konkurrenz um die Flächen
in der Stadt zu. Nachverdichtung
und Ökologie müssen jedoch
kein Widerspruch sein. Es reiche
aber nicht, wenn man im Rat-
haus hochtrabend von „klimage-
rechter Nachverdichtung“ rede,
in der Praxis aber die Erkenntnis-
se von Klimagutachten in den
Wind schlage, wie etwa bei der
Bauplanung für das Gleisdreieck
Aulweg. 
„Ein günstigeres Stadtklima zu
schaffen“, sagt der Mieterver-
einsvorsitzende Stefan Kaisers,
„ist längst eine wichtige kommu-

Grünanlagen, Straßenbäume und Luftschneisen
können das Stadtklima positiv beeinflussen

Straßen zu Stadtalleen werden,
wie die Liebigstraße oder die
Gnauthstraße. Um die Lebens-
chancen der Bäume zu sichern,
müsse das Salzstreuen im Winter
aufhören.
Eine enorm positive Auswirkung
auf das Klima in der Stadt hätten
vor allem kleine und mittlere
Grünflächen, wenn sie nach Grö-
ße und Gesamtzahl angemessen
im urbanen Raum verteilt seien.
„Schon kleine Parks mit der Flä-
che eines Fußballplatzes entfal-
ten eine große Wirkung auf das
umliegende Wohnquartier.“
Doch auch bei Flächen dieser
Größe komme es schnell zum
Konflikt: Grünanlage oder Woh-
nungsbau? „Im urbanen Raum
gibt es viele Flächen, die umge-
nutzt werden könnten, von Bra-
chen bis hin zu ehemaligen Ver-
kehrswegen. Da haben Stadtpla-
ner oft kreativen Spielraum, den
sie aber zu selten nutzen“, kriti-
siert Kaisers. Mit der Organisati-
on von Gartenfesten jedenfalls,
wie das die für Umwelt zuständi-
ge grüne Bürgermeisterin tue,
werde man das ökologische Kli-
ma in Gießen nicht dauerhaft ver-
bessern können.                            �
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nale Aufgabe.“ Ein Beitrag dazu
ist es, Fassaden und Dächer zu
begrünen. Es entsteht Grün in der
Stadt, ohne dass Pflegekosten die
kommunalen Kassen belasten.
„Grüne Fassaden und Dächer
können einen kleinen Beitrag zur
Verbesserung des Stadtklimas
leisten“, sagte Kaisers weiter. „In
Gießen haben die städtischen
Anreize dazu vor der Landesgar-
tenschau aber nicht gefruchtet.
Sie müssen verstetigt werden.“
Die Wirkung von Dach- und Fas-
sadenbegrünung halte sich auch
in Grenzen. Das Stadtklima wer-
de nicht von begrünten Häusern,
sondern vielmehr von großen
Parks entscheidend beeinflusst.
Davon gebe es in Gießen viel zu

wenige. Die Landesgartenschau
habe da keinen substanziellen
Zuwachs gebracht.
Eine erhebliche Rolle könnten
aber auch Straßenbäume spie-
len: Sie beschatten im Sommer
die Häuser zur Abkühlung und
lassen im Winter das Sonnenlicht
zum Heizen durch. „Bäume in
der Stadt begrenzen die Aufhei-
zung, erzeugen Sauerstoff, bin-
den Kohlendioxid und Luftver-
unreinigungen“, meint man
beim Mieterverein und ergänzt:
„Es ist mehrfacher Klimaschutz,
der zudem dem Wohlbefinden
der Menschen dient.“ In Gießen
wie in anderen Städten müssen
deshalb in viel mehr Straßen
Bäume gepflanzt werden, die
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Bau- und Umweltstadtrat besucht Mieterbund Hanau
�HHaannaauu  -- Der für Hanau zu-

ständige Bau- und Umwelt-
stadtrat Andreas Kowol besuchte
den Mieterbund Hanau zu einem
Meinungsaustausch. Man war
sich einig, dass in Hanau der öf-
fentliche Wohnungsbau wieder
mehr gefördert werden muss.
Weiterhin benötigt Hanau einen
Mietspiegel. Haus & Grund Han-
au weigert sich seit einem Jahr
hartnäckig, wegen der Mietpreis-
bremse eine Fortschreibung des
Hanauer Mietspiegels gemein-
sam mit dem Hanauer Mieter-
bund vorzunehmen. Stadtrat Ko-

wol will hier mit Haus & Grund
Hanau ein Gespräch führen.

Übereinstimmung herrschte bei
dem Mietervereinsvorsitzenden
Hans-Egon Heinz als auch bei
Stadtrat Andreas Kowol, dass in
Hanau stabile Preise bei Wasser,
Abwasser, Gas und Strom die At-
traktivität des Wohnortes Hanau
garantieren. Vorerst wird es
auch keine Erhöhung der Grund-
steuer geben.
Zum Abschluss überreichte der
Vorsitzende Hans-Egon Heinz
dem Stadtrat das Mieterlexi-
kon, das zwischenzeitlich über
eine Million Mal verkauft wur-
de!                                                               �

Fo
to

: i
m

ag
o



2/2016 MieterZeitung  17

Mieterbund Frankfurt

Neuer Vorstand gewählt
�FFrraannkkffuurrtt  -- Mitte März 2016

fand die Jahreshauptver-
sammlung des Mieterbundes
Frankfurt im Bürgerhaus Frank-
furt-Bornheim statt. Hierzu er-
schienen circa 100 Mitglieder,
wovon einige aufgrund langjäh-
riger Mitgliedschaft mit der Eh-
rennadel in Gold oder Silber aus-
gezeichnet wurden.
Als Gastrednerin, unter anderem
zu dem Thema „Mietpreisbrem-
se“, konnte Verbandsdirektorin
Eva-Maria Winckelmann vom
DMB-Landesverband Hessen be-
grüßt werden, worüber sich der
Verein sehr gefreut hatte. 
In der Versammlung wurde un-
ter Aufsicht und Führung von
Eva-Maria Winkelmann auch ein
neuer Vorstand gewählt, der sich
nunmehr wie folgt zusammen-
setzt: Für Rechtsanwalt Frank
Thomas Klein, der fast 30 Jahre
im Vorstand tätig war, wurde
Manuela Lupino gewählt, die be-
reits seit dem Jahr 2000 als Beisit-

zerin dem Vorstand angehört.
Für Linda Deimer-Morel, die
zwölf Jahre als Stellvertreterin
tätig war, wurde Rechtsanwältin

Behiye Ersoy gewählt, die bereits
seit vielen Jahren als Rechtsbera-
terin im Mieterbund Frankfurt
tätig ist. Für Rechtsanwalt Thilo

Allwardt, der vier Jahre als Kas-
sierer tätig war, wurde Alexan-
dra Krey gewählt, die seit fünf
Jahren als Verwaltungsange-
stellte im Mieterbund Frankfurt
angestellt ist. Für Manuela Lupi-
no, die als Beisitzerin tätig war
und nunmehr das Amt der 1. Vor-
sitzenden innehat, wurde
Rechtsanwältin Andrea Grimm
gewählt, welche ebenfalls seit
vielen Jahren als Rechtsberate-
rin im Mieterbund Frankfurt Be-
ratungstätigkeiten ausübt. Für
Doris Michels, die vier Jahre als
Beisitzerin tätig war, wurde
Rechtsanwalt Christian Metz ge-
wählt. Für den im Jahre 2014 ver-
storbenen Revisor Herrn Heu-
sohn wurde Frau Ullmann ge-
wählt, die bereits 2014 und 2015
kommissarisch die Prüfungsar-
beiten übernommen hatte.
Nach Kaffee und Kuchen sowie
einer „Frage-Antwort-Runde“
wurde die Versammlung gegen
17.00 Uhr beendet.                                �
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Wohnungsvorabnahmen und Schönheitsreparaturen bei Auszug
� Zur Vorbereitung der Woh-

nungsrückgabe schlagen
manche Wohnungsunterneh-
men, so auch die Wohnbau Gie-
ßen, ihren Mietern eine soge-
nannte „Vorabnahme“ einige
Wochen vor dem Auszugstermin
vor. In einem Vorabnahmeproto-
koll kann vereinbart werden,
welche Arbeiten, Renovierun-
gen bis zum Tag der Wohnungs-
rückgabe gemacht werden sol-
len. Sind etwa vom Mieter Um-
bauten in der Wohnung vorhan-
den, dann geht es darum, ob sie
zurückgebaut oder, wenn Ein-
bauten vorhanden sind, ob diese
entfernt werden sollen.
Da viele Mieter nicht rechtskun-
dig sind, können sie bei solchen
Vorabnahmen schnell zur Über-
nahme von Renovierungsarbei-
ten verpflichtet werden, die sie
laut Mietvertrag gar nicht über-
nehmen müssten. Wenn Mieter
sich unsicher sind, dann sollten
sie ein Vorabnahmeprotokoll
nicht unterschreiben und ruhig
erklären, dass sie das Vorabnah-

meprotokoll prüfen wollen. So
gewinnt man Zeit, die vom Ver-
mieter gewünschten Arbeiten
hinsichtlich einer Ausführungs-
pflicht zu prüfen.
Kein Mieter muss einer Vorabnah-
me zustimmen und zu diesem
Zweck den Vermieter oder einen
Beauftragten des Wohnungsun-
ternehmens in die Wohnung las-
sen. Der Mieter kann es darauf an-
kommen lassen, dass der Vermie-
ter die Wohnung bei der Woh-
nungsrückgabe so zurücknehmen
wird, wie er sie übergeben hat. 
Ob eine Renovierungspflicht be-
steht, ergibt sich aus dem Miet-
vertrag. Den sollte man noch vor
dem Termin einer Vorabnahme
von fachkundiger Seite prüfen
lassen. In den letzten Jahren gab
es einige Urteile des Bundesge-
richtshofs, worin Klauseln für
ungültig erklärt wurden.
Bei der Vorabnahme in einer be-
wohnten Wohnung müsse man
auch bedenken, dass sich hinter
Schränken und Einbaumöbeln
nach dem Abbau Farbunter-

schiede an der Wand zeigen kön-
nen, die dann doch noch eine Re-
novierungspflicht an diesen
Wänden auslösen können.
Was die sogenannten „Schön-
heitsreparaturen“ (das ist alles,
was man mit Pinsel und Farbe er-
ledigen kann) beim Auszug aus
der Wohnung angeht, gab es da-
zu wieder einmal einige Neue-
rungen. So hat der Bundesge-
richtshof (BGH) am 18. März 2015
entschieden, dass Vermieter
grundsätzlich nur dann eine Re-
novierung vom Mieter verlangen
können, wenn sie diesem die
Wohnung bei Einzug renoviert
übergeben oder ihm zumindest
einen angemessenen Ausgleich
für die Renovierung gegeben ha-
ben. Eine halbe Monatsmiete ist
aber nicht angemessen. Grund-
sätzlich gilt: Ein Mieter soll nicht
mit der Beseitigung von Ge-
brauchsspuren belastet werden,
die der Vormieter hinterlassen
hat (Az: VIII ZR 185/14). 
Am selben Tag hat der BGH ent-
schieden, dass auch die soge-

nannten Quotenabgeltungs-
klauseln unwirksam sind. Die
Folge ist, war der Mieter kürzer
als fünf Jahre in der Wohnung,
kann er aus der Wohnung aus-
ziehen, ohne sich anteilig an den
Malerkosten beteiligen zu müs-
sen (Az: VIII ZR 242/13). 
Ebenfalls am gleichen Tag ent-
schied der BGH, dass eine Klau-
sel wegen starrer Fristen unwirk-
sam ist, wenn sie nur für be-
stimmte Arbeiten flexible Fristen
vorsieht, nicht aber für alle Ar-
beiten. In diesem Falle ist dann
die ganze Schönheitsreparatu-
renklausel insgesamt unwirk-
sam (Az: VIII ZR 21/13). Führt nun
der Mieter Schönheitsreparatu-
ren während der Laufzeit des
Mietvertrages aus, obwohl er da-
zu wegen der Unwirksamkeit der
Vereinbarung im Mietvertrag gar
nicht verpflichtet war, kann er
keinen Ersatz vom Vermieter for-
dern. Der Grund: Die Schönheits-
reparaturen kommen nicht dem
Vermieter zugute, sondern ihm
selber (Az: VIII ZR 251/14).             �
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Mieterbund Oberursel/Taunus

Mitgliederversammlung
Der Mieterbund Oberursel/Taunus lädt zur satzungsgemäßen
Mitgliederversammlung am 9. Juni 2016, um 18.00 Uhr im 
Gemeindezentrum Aktiv im Norden, Im Rosengärtchen 37,

Oberursel, ein.

Tagesordnung
1. Begrüßung
2. Wahl eines Versammlungsleiters
3. Geschäftsbericht zum 31. Dezember 2015 
4. Kassenbericht zum 31. Dezember 2015
5. Bericht der Kassenprüfer
6. Aussprache
7. Entlastung des Vorstandes
8. Neuwahl des Vorstandes und der Kassenprüfer
9. Vorschlag für Satzungsänderung: 

a. Einführung eines passiven Wahlrechts 
für fördernde Mitglieder
b. Bestimmung eines Haftungsmaßstabs für 
Vorstandsmitglieder und sonstige Organe und 
Vertreter des Vereins
c. Amtsführung des Vorstandes bis zur rechtsgültigen 
Wahl eines neuen Vorstandes
d. Pflicht zur Fristüberwachung durch die 
Vereinsmitglieder in ihren eigenen Angelegenheiten
Die Vorschläge zur Satzungsänderung können während der
Mieterberatung im Gemeindezentrum Aktiv im Norden, 
Im Rosengärtchen 37, Oberursel, eingesehen werden.

10. Informationen zur Rechtsschutzversicherung
11. Aktuelle Informationen 

a. Mietpreisbremse
b. Mietspiegel
c. Anstehende zweite Mietrechtsreform 

12. Fragen der Mitglieder und Aussprache

Michael Scheffels, 1. Vorsitzender
Günter Schmidt, 2. Vorsitzender

Verstoßen funkgesteuerte 
Rauchwarnmelder gegen die Verfassung?
� Spätestens seit 1. Januar

2015 müssen Wohnungen
in Hessen mit Rauchwarnmelder
ausgestattet sein. Die Installati-
on ist nach der hessischen Bau-
ordnung Angelegenheit des
Hauseigentümers oder des Ver-
mieters. Rauchwarnmelder sol-
len im Ernstfall Leben retten.
Dass mit Rauchwarnmeldern
aber auch Geschäfte gemacht
werden, wird niemand ernsthaft
überraschen. Und dass hinsicht-
lich der Anschaffungskosten von
der Vermieterseite oftmals nicht
besonders preisbewusst gehan-
delt wird, ist auch nicht verwun-
derlich, werden doch die An-
schaffungskosten wie auch die
jährlichen Wartungskosten in al-
ler Regel auf die Mieter abge-
wälzt. 
Es gibt allerdings sehr unter-
schiedliche Qualitäten von
Rauchwarnmeldern. Und es gibt
Rauchwarnmelder der Premi-
umklasse, bei denen mittels
Funk die Fernwartung sämtli-
cher im Hause angebrachter Ge-
räte über ein Steuerungsgerät er-
möglicht wird. Da war es nur eine

Frage der Zeit, bis ein besonders
kritischer Mieter die Frage auf-
warf, ob es noch mit den Grund-
rechten unserer Verfassung ver-
einbar ist, wenn mittels der ver-
bauten Ultraschallsensoren und
Infrarottechnologie die Möglich-
keit eröffnet wird, Bewegungs-
profile von Personen zu erstel-
len, die sich in der Wohnung auf-
halten. 
Ein Mieter wollte es genau wis-
sen und zog mit einer Beschwer-
de vor das Bundesverfassungs-
gericht, nachdem er auf dem Zi-
vilrechtswege vom Amtsgericht
und auch vom Landgericht zur
Duldung des Einbaus funkge-
steuerter Rauchwarnmelder ver-
urteilt worden war. Mit seiner
Verfassungsbeschwerde rügte
der Mieter die Verletzung seines
allgemeinen Persönlichkeits-
rechts aus Artikel 1 Absatz 1 in
Verbindung mit Artikel 2 Absatz
1 und Artikel 13 Absatz 1, Artikel
19 Absatz 4 und Artikel 20 Absatz
3 Grundgesetz. Das Landgericht
habe die Tragweite seiner
Grundrechte auf informationelle
Selbstbestimmung und Unver-

letzlichkeit der Wohnung grund-
legend verkannt. Dies ergebe
sich schon daraus, dass die von
der Vermieterseite eingebauten
Rauchwarnmelder über weitere
Funktionen verfügten, die ge-
setzlich nicht vorgeschrieben
seien. Daher könne ein Mieter
auch nicht zur Duldung eines
Einbaus verpflichtet sein. 
Letztendlich drang der Mieter
aber mit seiner Verfassungsbe-
schwerde nicht durch, weil das

Bundesverfassungsgericht die
Beschwerde in erster Linie aus
verfahrenstechnischen Gründen
für unzulässig hielt (BVerfG, Be-
schluss vom 8. Dezember 2015 –
Az: 1 BvR 2921/15). 
In Anbetracht der Tatsache, dass
die Immobilienwirtschaft aber
schon in den Startlöchern sitzt
und auf das nächste große Ge-
schäft mit der funkgesteuerten,
vollautomatisierten schönen
neuen Welt des vernetzten
„Smart Home“ hofft, darf darü-
ber spekuliert werden, wie lange
es dauern wird, bis als Nächstes
der funkgesteuerte Rollladen
das Bundesverfassungsgericht
beschäftigen wird.                                �

Fo
to

: i
m

ag
o


